
entfernt werden. Die Inkorporation kann auch mit einer gewissen Überarbeitung 
der äußeren Form des normativen Materials verbunden sein, indem die einzelnen 
Artikel, Absätze usw. aus Gründen der Übersichtlichkeit und Handhabung zweck­
mäßig gruppiert und gegliedert werden können.

Die Inkorporation ist eine ständige Aufgabe im Rahmen der Vervollkommnung 
der sozialistischen Gesetzgebung. Ihr Ziel besteht darin, den Inhalt der geltenden 
Gesetzgebung leicht zugänglich und überschaubar zu machen und verständlich dar­
zustellen. Sie ist so ein wesentliches Instrument zur Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit. Der Inkorporation liegen solche Klassifizierungskriterien zugrunde 
wie Normadressaten (z. B. Hochschullehrerrecht, Recht der Kleingärtner und Sied­
ler, Ingenieurrecht); Unterschiedlichkeit der Normativakte, in denen die einzelnen 
Rechtsnormen enthalten sind (z. B. Gesetz, Verordnung, Beschluß); territorialer 
Geltungsbereich; Daten der Herausgabe der Normativakte; alphabetische Gliede­
rung; gegenstandsbezogene Systematisierung usw.

Eine besonders bedeutsame Inkorporation ist die Schaffung von geschlossenen 
Sammlungen, die das geltende Recht in entsprechend bearbeiteter und systemati­
sierter Form enthalten (z. B. das „Karteibuch der Gesetze der DDR").

Von der Inkorporation ist die Kodifikation zu unterscheiden. Sie ist keine ein­
fache Sammlung und Systematisierung vorhandener Normativakte, sondern die 
Überarbeitung des Inhalts der Normativakte bis zur möglichen gänzlichen Neu­
schaffung. Die Kodifikation hat das Ziel, mit größtmöglicher Vollständigkeit in 
einem einheitlichen Normativakt einen bestimmten Komplex gesellschaftlicher 
Verhältnisse zu regeln. Sie ist wesentlich eine inhaltliche Überarbeitung des vor­
handenen Normenmaterials und mit der Schaffung neuer Normen verbunden. Mit 
ihr wird in der Regel veränderten Erfordernissen der gesellschaftlichen Entwick­
lung entsprochen. Grundlage der Kodifikation ist die Gliederung der Rechtszweige, 
ohne daß sie mit einem Rechtszweig kongruent sein müßte. Die Kodifikation ist 
immer eine Sache des Gesetzgebers und hat stets offiziellen Charakter; sie hat in 
der Regel die äußere Form des Gesetzbuches (z. B. Familiengesetzbuch vom 20. De­
zember 1965).

Angesichts der großen Zahl der geltenden Rechtsnormen wird es immer kom­
plizierter, die Systematisierung mit herkömmlichen Methoden befriedigend zu 
lösen. Als Ausweg bietet sich hier der Einsatz moderner technischer Hilfsmittel, 
vor allem die maschinelle Rechtsnormenspeicherung und ihre Anwendung bei der 
Systematisierung mit Hilfe der EDV an.

Will man ein auf die EDV gestütztes Informationssystem des geltenden Rechts auf­
bauen, so müssen dabei die technischen Voraussetzungen (auch programmtechnischen) 
und die zu erreichenden Zielstellungen in Betracht gezogen werden. Ziel muß es sein, 
die Informationsmöglichkeiten über das Recht sowohl für diejenigen, die berufsmäßig 
mit ihm zu tun haben, wie auch für alle Bürger zu verbessern. Daraus ergeben sich 
unterschiedliche Anforderungen an ein solches System. Dem erfahrenen Juristen kön­
nen Gesetzestexte anders dargeboten werden als dem interessierten Bürger, der z. B. 
nur über ein zivilrechtliches Problem informiert werden möchte. Fast alle Gesetze haben 
unterschiedliche Adressatenkreise, die wiederum über einen unterschiedlichen Grad an 
Vorkenntnissen verfügen. Die Normen des Erbrechts im ZGB z. B. wenden sich an die 
Bürger, aber auch an die Juristen in den staatlichen Notariaten und im Falle von Strei­
tigkeiten an die Juristen der Gerichte. Dieselben Normen müssen also Personen mit 
sehr unterschiedlichen Vorkenntnissen erläutert oder Fundstellen nachgewiesen wer-
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